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Anmerkung: Die Dienstanweisung gilt für alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Kommunalen Arbeitsförderung. Aus 

Gründen der besseren Lesbarkeit wird auf die Nennung der weiblichen Form verzichtet. 

1. Allgemeines  

 

Zum 01.01.2015 trat das Mindestlohngesetz (MiLoG) in Kraft, mit dem ein gesetzlicher 

Mindestlohn branchenübergreifend eingeführt wurde.  

In § 22 MiLoG enthält das Gesetz Ausnahmeregelungen für bestimmte Personengruppen. 

Die Mitarbeiter des Jobcenters dürfen nicht vermitteln, sofern ein Arbeits- oder 

Ausbildungsverhältnis begründet werden soll, das gegen ein Gesetz oder die guten Sitten 

verstößt. Daher ist das Lohnangebot des Arbeitgebers vor Übernahme des 

Vermittlungsauftrags auf Gesetzes- und Sittenwidrigkeit zu prüfen. Bei Verstößen gegen 

gesetzliche oder tarifliche Regelungen oder Vorliegen von Sittenwidrigkeit ist der 

Vermittlungsauftrag abzulehnen.  

Das Jobcenter ist darüber hinaus verpflichtet, bei einer gesetzeswidrigen Entlohnung 

(unterhalb des Mindestlohns) die ggf. bestehenden Entgeltansprüche nach § 115 SGB X 

i.V.m. § 40 Abs. 1 S. 1, § 33 Abs. 5 SGB II im Rahmen eines Anspruchsüberganges 

gegenüber dem Arbeitgeber durchzusetzen, soweit dieser den Anspruch des Arbeitnehmers 

auf Arbeitsentgelt nicht erfüllt und deshalb ergänzende Leistungen nach dem SGB II erbracht 

werden.  

 

 

2. Der Mindestlohn und Ausnahmen vom Mindestlohn  

 

Der Mindestlohn beträgt ab dem 1. Januar 2019 pro Zeitstunde 9,19 Euro brutto; ab 

01.01.2020 beträgt er 9,35 Euro brutto pro Zeitstunde. Er gilt für Arbeitnehmerinnen und 

Arbeitnehmer.  

 

Eine Entlohnung unterhalb des Mindestlohns ist nur möglich, wenn eine Person nach § 22 

MiLoG nicht unter den Anwendungsbereich des Gesetzes fällt (z. B. Langzeitarbeitslose in 

den ersten sechs Monaten ihrer Beschäftigung – siehe Ziffer 2.2.).  

 

     2.1. Ausnahmen vom Mindestlohn nach § 22 Abs. 1 bis 3 MiLoG  

 

Der Mindestlohn gilt für Arbeitnehmer. Praktikanten im Sinne des § 26 des 

Berufsbildungsgesetzes gelten als Arbeitnehmer im Sinne des MiLoG, es sei denn, dass sie  
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     - ein Praktikum verpflichtend auf Grund einer schulrechtlichen Bestimmung, einer     

       Ausbildungsordnung, einer hochschulrechtlichen Bestimmung oder im Rahmen einer      

       Ausbildung an einer gesetzlich geregelten Berufsakademie leisten,  

     - ein Praktikum von bis zu 3 Monaten zur Orientierung für eine Berufsausbildung oder für     

       die Aufnahme eines Studiums leisten,  

     - ein Praktikum von bis zu 3 Monaten begleitend zu einer Berufs- oder       

       Hochschulausbildung leisten, wenn nicht zuvor ein solches Praktikumsverhältnis mit    

       demselben Ausbildenden bestanden hat, oder  

     - an einer Einstiegsqualifizierung nach § 54a des Dritten Buches Sozialgesetzbuch oder   

       an einer Berufsausbildungsvorbereitung nach §§ 68 bis 70 des Berufsbildungsgesetzes    

       teilnehmen.  

 

Darüber hinaus gilt der Mindestlohn nicht für  

     - Personen im Sinne von § 2 Absatz 1 und 2 des Jugendarbeitsschutzgesetzes ohne   

       abgeschlossene Berufsausbildung,  

     - Personen, die zu ihrer Berufsausbildung beschäftigt sind,  

     - ehrenamtlich Tätige,  

     - langzeitarbeitslose Menschen im Sinne des § 18 Absatz 1 des Dritten Buches  

       Sozialgesetzbuch für die ersten sechs Monate einer Beschäftigung,  

     - Minderjährige ohne abgeschlossene Berufsausbildung,  

     - Verpflichtende Praktika im Rahmen eines Schulbesuchs, einer betrieblichen oder  

       schulischen Ausbildung oder eines Studiums,  

     - Praktika bis zu drei Monaten zur Orientierung für eine Ausbildung oder ein Studium,  

     - Praktika begleitend zu einer Ausbildung oder einem Studium bis zu drei Monaten, wenn  

       noch kein gleichartiges Praktikum bei demselben Ausbilder durchgeführt worden ist,  

     - Teilnehmer einer Einstiegsqualifizierung (EQ) und einer Maßnahme zur   

       Berufsausbildungsvorbereitung nach §§ 68 bis 70 Berufsbildungsgesetz,  

     - berufspraktische Phasen im Rahmen von Maßnahmen der aktiven Arbeitsförderung  

       nach dem SGB III oder im Rahmen von Leistungen zur Eingliederung in Arbeit nach    

       dem SGB II,  

     - Förderungen der beruflichen Weiterbildung nach §§ 81 ff SGB III, weil Personen, die im  

       Rahmen einer beruflichen Weiterbildung eine betriebliche Lernphase gemäß § 180 SGB  

       III absolvieren, nach der Gesetzesbegründung zu § 22 MiLoG nicht unter den  

       Anwendungsbereich des MiLoG fallen. Gleiches gilt bei Maßnahmen zur Aktivierung und  

       beruflichen Eingliederung nach § 45 SGB III.  
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     2.2 Ausnahmeregelung für Langzeitarbeitslose nach § 22 Abs. 4 MiLoG  

 

§ 22 Abs. 4 MiLoG ermöglicht eine Entlohnung unterhalb des Mindestlohns nur für 

Langzeitarbeitslose und nur in den ersten sechs Monaten der Beschäftigung.  

 

Arbeitslosigkeit muss für die Berechnung der Dauer und damit der Feststellung der 

Langzeitarbeitslosigkeit (LZA) nicht durchgängig vorgelegen haben. Es gibt schädliche 

Unterbrechungen (z. B. Arbeitsaufnahme von mind. einem Tag) und unschädliche 

Unterbrechungen (z. B. Maßnahmen nach § 45 SGB III oder § 16 Abs. 1 SGB II i. V. m. § 45 

SGB III).  

 

Eine Übersicht und ihre Auswirkungen auf die Berechnung von LZA kann dem Flyer 

„Informationsblatt für Kundinnen und Kunden: Ausnahmeregelung vom Mindestlohn für 

Langzeitarbeitslose“ (Anlage 1) entnommen werden. Für die Berechnung der LZA werden 

nur Zeiten der Arbeitslosigkeit, die in Deutschland entstanden sind, zu Grunde gelegt.  

LZA ist ein Sozialdatum. Daher finden die sozialdatenschutzrechtlichen Vorschriften der §§ 

67 ff. des Zehnten Buches Sozialgesetzbuch (SGB X) Anwendung. Die Weitergabe des 

Datums der LZA an einen Arbeitgeber oder einen Träger der privaten Arbeitsvermittlung ist 

datenschutzrechtlich nur möglich, wenn der Kunde eingewilligt hat  

 

 

3. Umsetzung des MiLoG im Jobcenter  

 

     3.1. Antragsannahme  

 

Die Antragsannahme prüft bei Antragsabgabe, ob der Stundenlohn von derzeit 9,19 Euro 

und ab 01.01.2020 9,35 Euro eingehalten ist. Bestehen Zweifel an der Einhaltung des 

Mindestlohns, ist der Vordruck „Einkommensbescheinigung“ an den Antragsteller 

auszuhändigen. Dieser hat die Bescheinigung vom Arbeitgeber ausgefüllt und bestätigt 

wieder bei uns einzureichen. 

 

Bei Informations- und Beratungsanliegen, die hierüber hinausgehen, kann sich der Kunde 

auch an die Geschäfts- und Informationsstelle für den Mindestlohn bei der Bundesanstalt für 

Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin wenden. Die Mindestlohn-Hotline informiert unter  
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- Telefon 030-60 28 00 28  

- E-Mail: info@bmas.bund.de  

- Gebärdensprachtelefon: gebaerdentelefon@sip.bmas.buergerservice-bund.de  

- Internet: http://www.der-mindestlohn-gilt.de  

 

     3.2. Arbeitsförderung 

 

     3.2.1. Firmenberater (FB) / Persönliche Ansprechpartner (PAP)  

 

Beratung:  

 

Fragen von Kunden zum Mindestlohn werden durch den PAP beantwortet. Gegenstand der 

Information des Kunden durch den PAP sind Antworten auf Fragen  

- zum Inhalt der Ausnahmeregelung des § 22 Abs. 4 MiLoG,  

- zu Auswirkungen auf die Entlohnung einer beabsichtigten Beschäftigungsaufnahme,  

- zu datenschutzrechtlichen Fragen der Offenbarung des Sozialdatums der LZA,  

- zur Art und Weise der Ermittlung des Merkmals der LZA nach § 18 Abs. 1 SGB III (somit ist  

schon ein Tag Beschäftigung schädlich!) ,  

- zum Vorliegen des Merkmals der LZA im konkreten Einzelfall,  

- zum Verfahren der Ausstellung der Bescheinigung über das Merkmal der LZA.  

 

Ausstellung Bescheinigung Langzeitarbeitslosigkeit:  

 

Die Prüfung auf LZA erfolgt auf Wunsch eines Kunden. Über das Vorliegen der Eigenschaft 

„Langzeitarbeitslosigkeit (LZA)“ entscheidet der PAP. Dieser stellt auch die Bescheinigung 

(Anlage 2) aus.  

 

Eine Bescheinigung über LZA wird ausschließlich und stichtagsbezogen auf Nachfrage des 

Kunden und nur im Zusammenhang mit einem potentiellen Arbeitsverhältnis ausgestellt, das 

in den nächsten sechs Wochen beginnen soll. 

 

Die Bescheinigung wird grundsätzlich nur an den Kunden selbst oder einen Vertreter der BG 

übergeben (§38 SGB II). Ausnahmen sind nur möglich bei gerichtlich bestellten Betreuern, 

Erziehungsberechtigten und Personen mit einer schriftlichen Vollmacht. 
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Es handelt sich bei der Bescheinigung nicht um einen Verwaltungsakt, der eine unmittelbare 

Rechtswirkung nach außen entfaltet, sondern lediglich um eine Auskunft. Ein Widerspruch 

gegen die Bescheinigung ist daher unzulässig und entsprechend zu bescheiden.  

 

Stellenangebot:  

 

Bietet ein Arbeitgeber eine Stelle mit Entlohnung in Höhe des Mindestlohns an und äußert 

sein Interesse, auch LZA unter Absenkung des Mindestlohns einstellen zu wollen, wird dies 

vom FB im Stellenprofil entsprechend vermerkt.  

 

Passende Stellenangebote werden nur unterbreitet, wenn LZA i.S.d. § 18 Abs.1 SGB III 

vorliegt und der Kunde persönlich oder telefonisch die Einwilligung zur Offenbarung der LZA 

an diesen Arbeitgeber gegeben hat.  

  

Rechtsfolgen:  

 

Die Sanktionsregelungen der §§ 31-31b greifen nur, wenn es sich um ein zumutbares 

Stellenangebot mit Rechtsfolgebelehrung (RFB) handelt. D.h., die Einwilligung des Kunden 

zur Vermittlung auf dieses konkrete Stellenangebot mit einer zulässigen Entlohnung 

unterhalb des Mindestlohns muss vorliegen. 

 

     3.2.2. Grenzen des Mindestlohns / Sittenwidrigkeit 

 

Der Firmenberater prüft bei allen eingehenden Stellenangeboten die Einhaltung des 

Mindestlohns. 

 

Die Absenkung des Mindestlohns von 9,19 Euro brutto pro Zeitstunde und ab 01.01.2020 

9,35 Euro brutto pro Zeitstunden darf maximal um bis zu 1/3 erfolgen, sofern der jeweils 

geltende Betrag in der Branche die ortsübliche Entlohnung darstellt. Das bedeutet, dass die 

Entlohnung für bis zu 6 Monaten auch zwischen 9,19 Euro und 6,13 Euro und ab 01.01.2020 

zwischen 9,35 Euro und 6,23 Euro liegen kann. Ist in einer Branche die ortsübliche 

Entlohnung höher, bildet diese höhere Entlohnung den Maßstab für die Ermittlung der 

Sittenwidrigkeitsgrenze. 

 

Werden durch Arbeitgeber Lohn- und Gehaltsangaben als Monatsbeträge angegeben, ist zur 

Umsetzung der Prüfung eine Umrechnung in einen Stundenlohn erforderlich. 
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Da die Anzahl der Arbeitstage und Arbeitsstunden pro Monat variiert, ist bei der Berechnung 

des Stundenlohns ein ganzes Quartal zugrunde zu legen. Dabei erfolgt die Berechnung mit 

der Annahme, dass auf drei Monate 13 Wochen entfallen. 

Die Umrechnung vom Monatslohn zum Stundenlohn ergibt sich damit aus folgender Formel: 

Stundenlohn = 3 × Monatslohn ÷ 13 ÷ (wöchentliche Arbeitsstunden) 

Umgekehrt kann entsprechend auch der Monatslohn aus dem Stundenlohn berechnet 

werden:  

Monatslohn = Stundenlohn × (wöchentliche Arbeitsstunden) × 13 ÷ 3 

     3.3. Leistungsbereich  

 

Dem Leistungsbereich obliegt die Prüfung der Sittenwidrigkeit einer Lohnzahlung. Auch für 

bestehende Beschäftigungsverhältnisse – unabhängig einer Sozialversicherungspflicht – gilt 

der allgemeine gesetzliche Mindestlohn. Um eine diesbezügliche Prüfung zu erleichtern, 

wurde in der Einkommensbescheinigung (Teil der Antragsvordrucke zu Alg II) sowohl die 

Höhe des Stundenlohnes abgefragt als auch Gründe für ein Abweichen vom Mindestlohn, 

falls dieser nicht gewährt wird.  

 

Zahlt der Arbeitgeber den Mindestlohn ohne Vorliegen der Tatbestandsmerkmale der 

gesetzlichen Ausnahme nicht, liegt ein Fall einer gesetzeswidrigen Entlohnung vor.  

Ausnahmen vom Mindestlohn prüft der SB in Zusammenarbeit mit dem PAP. 

 

Sollte das Beschäftigungsverhältnis bereits bestehen und werden ergänzende Leistungen 

nach dem SGB II erbracht, gehen die Entgeltansprüche des Leistungsempfängers gegen 

den Arbeitgeber nach § 33 Abs. 1, 4 SGB II i.V.m. § 115 SGB X auf das Jobcenter über.  

 

Anstelle der unwirksamen Vergütungsvereinbarung tritt die Vergütungsregelung des § 612 

Absatz 2 BGB. Der Arbeitgeber schuldet damit nicht den Mindestlohn, sondern vielmehr die 

Vergütung, die üblicherweise für eine vergleichbare Tätigkeit gezahlt wird.  

 

Für das weitere Verfahren hinsichtlich der Geltendmachung des Anspruchsübergangs und 

das genaue Vorgehen gelten die Weisungen in den Fachlichen Hinweise zu § 33 Absatz 1 

und 5 SGB II „Übergang von sonstigen Ansprüchen“ (Ziff. 4.1. bis 4.6.).  

 

Die benötigten Vordrucke sind als Anlagen 3 bis 6 beigefügt.  
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Bei Leistungsfällen, in denen der Arbeitgeber nach Ende der Zahlungsfrist die 

übergegangenen Arbeitsentgelte nicht gezahlt hat, sind weitere rechtliche Schritte 

(Mahnverfahren, Klage) einzuleiten. Die Zuständigkeit liegt hierfür im Leistungsbereich.  

 

Vor Erhebung einer zeit- und kostenaufwändigen Klage ist das gerichtliche Mahnverfahren  

beim zuständigen Arbeitsgericht einzuleiten (Vordruck Antrag Mahnung). Liegt danach ein 

Titel vor, erfolgt die Beitreibung durch die Kreiskasse. Bei Widerspruch gegen den 

Mahnbescheid erfolgt ggf. eine Klage (Rücksprache mit Sachgebietsleitung). 

 

     3.4. Straftaten und Ordnungswidrigkeiten (OWi) 

  

Es ist zu prüfen, ob gegebenenfalls folgende Straftat- oder OWi-Tatbestände verwirklicht 

sind:  

 

     - § 291 Abs. 1 Nr. 3 StGB (Lohnwucher),  

     - § 263 StGB (Leistungsbetrug),  

     - § 266a StGB (Vorenthalten und Veruntreuen von Arbeitsentgelt),  

     - § 271 StGB (Mittelbare Falschbeurkundung),  

     - § 9 SchwarzArbG (Erschleichen von Sozialleistungen im Zusammenhang mit der     

       Erbringung von Dienst- oder Werkleistungen).  

 

 

4.     Dokumentation  

 

Aufgrund des großen medialen und kommunalpolitischen Interesses ist es erforderlich, die 

betroffenen Fälle in einfachster Form zu erfassen.  

 

Die Sachgebietsleitungen erfassen die Vorgänge; im Arbeitsförderbereich die Ausfertigungen 

einer Bescheinigung über Langzeitarbeitslosigkeit und im Leistungsbereich die Fälle, in 

denen im Übergabebogen bestätigt wird, dass ein Verstoß vorliegt. 

 

 

5.        Fristen  

 

Die klageweise Geltendmachung des Anspruches auf Restlohn unterliegt grundsätzlich 

Fristen. Innerhalb der Ausschlussfristen, die von Amts wegen zu prüfen sind, sind Ansprüche 

gerichtlich geltend zu machen. Nach ständiger Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichtes 
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darf die Ausschlussfrist nicht kürzer bemessen sein als 3 Monate (Anlage 1 zu den 

fachlichen Hinweisen zu § 33 SGB II). 

 

 

ANLAGE 1: 

 

Informationsblatt für Kundinnen und Kunden:  

Ausnahmeregelung vom Mindestlohn für Langzeitarbeitslose  

 

A. Der neue Mindestlohn  

Seit dem 1. Januar 2015 gilt ein allgemeiner gesetzlicher Mindestlohn. Ab dem 01. Januar 

2019 hat jede Arbeitnehmerin und jeder Arbeitnehmer Anspruch auf ein Arbeitsentgelt von 

mindestens brutto 9,19 Euro je Zeitstunde und ab 01.01.2020 von 9,35 Euro brutto je 

Zeitstunde. Branchenmindestlöhne über 9,19 Euro bzw. 9,35 Euro ab 01.01.2020 Euro 

haben Vorrang vor dem Mindestlohn nach dem Mindestlohngesetz.  

 

Ausnahmen vom Mindestlohn  

Ausnahmen vom Mindestlohn sind in § 22 Mindestlohngesetz geregelt. Der Mindestlohn gilt 

nicht für:  

• Zeiten einer Berufsausbildung,  

• Minderjährige ohne abgeschlossene Berufsausbildung,  

• verpflichtende Praktika im Rahmen eines Schulbesuchs, einer betrieblichen oder 

schulischen Ausbildung   

  oder eines Studiums,  

• Praktika bis zu drei Monaten zur Orientierung für eine Ausbildung oder ein Studium,  

• Praktika begleitend zu einer Ausbildung oder einem Studium, wenn noch kein gleichartiges 

Praktikum bei   

  demselben Ausbilder durchgeführt worden ist,  

• Teilnehmerinnen und Teilnehmer einer Einstiegsqualifizierung (EQ) und einer Maßnahme 

zur  

  Berufsausbildungsvorbereitung nach §§ 68 bis 70 Berufsbildungsgesetzes,  

• ehrenamtliche Tätigkeiten, 

• Langzeitarbeitslose im Sinne des § 18 Abs. 1 des SGB III in den ersten sechs Monaten der  

  Beschäftigung.  
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B. Fragen zur Stellensuche im Zusammenhang mit dem Mindestlohngesetz  

 

B.1 Langzeitarbeitslosigkeit nach § 18 Abs. 1 SGB III  

Langzeitarbeitslose sind Arbeitslose, die ein Jahr und länger arbeitslos sind. Die Teilnahme 

an einer Maßnahme nach § 45 SGB III (im Rechtskreis SGB II in Verbindung mit § 16 (1) 

SGB II) sowie Zeiten einer Erkrankung oder sonstiger Nicht-Erwerbstätigkeit bis zu sechs 

Wochen unterbrechen die Dauer der Arbeitslosigkeit nicht. 

Ob Sie langzeitarbeitslos im Sinne des § 18 Abs. 1 SGB III sind, erfahren Sie von Ihrem 

Persönlichen Ansprechpartner (PAP).  

 

B.2 Anfragen zu Langzeitarbeitslosigkeit von Dritten an das Jobcenter 

Auskünfte zu Ihrer Langzeitarbeitslosigkeit können nur  

• durch Sie,  

• von Ihren Eltern, wenn Sie minderjährig sind,  

• von Betreuerinnen und Betreuern oder  

• von Personen mit schriftlicher Vollmacht angefordert werden.  

In allen anderen Fällen unterliegt die Information dem Datenschutz und wird nicht 

weitergegeben.  

 

B.3 Anfragen zu Langzeitarbeitslosigkeit von Dritten an Sie  

Erfragen Dritte, z. B. Arbeitgeber, ob Sie langzeitarbeitslos sind, müssen Sie dazu keine Auskunft 

geben. Es ist alleine Ihre Entscheidung, ob Sie einen Arbeitgeber über Ihre 

Langzeitarbeitslosigkeit informieren, sich die Langzeitarbeitslosigkeit durch das Jobcenter 

bestätigen lassen und ob Sie die Bescheinigung bei einem Arbeitgeber vorlegen.  

Auch wenn der Arbeitgeber diese Angabe ausdrücklich verlangt, sind Sie dazu nicht 

verpflichtet.  

 

B.4 Nachweis / Bescheinigung der Langzeitarbeitslosigkeit  

Haben Sie ein konkretes Beschäftigungsangebot, für das Sie Ihrem Arbeitgeber eine 

Bescheinigung über Ihre Langzeitarbeitslosigkeit vorlegen wollen, so können Sie diese 

Bescheinigung bei Ihrem Jobcenter anfordern.  

 

B.5 Zumutbarkeit von Stellen unterhalb des Mindestlohns  

Ob Stellen mit einer Entlohnung unterhalb des Mindestlohns für Langzeitarbeitslose zumutbar 

sind, hängt von Ihrer persönlichen Situation und dem dafür geltenden gesetzlichen Rahmen ab. 

Für erwerbsfähige Leistungsberechtigte bzw. Bezieherinnen und Bezieher von Leistungen zur 

Sicherung des Lebensunterhalts nach dem SGB II gilt § 10 SGB II.  
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Bitte fragen Sie diesbezüglich Ihren Persönlichen Ansprechpartner. 

 

B.6 Vermittlungsvorschläge für Stellenangebote unterhalb des Mindestlohns  

Passende Stellenangebote, die unterhalb des Mindestlohns liegen, werden nur unterbreitet, 

wenn  

• Sie langzeitarbeitslos sind und die Entlohnung für Sie zumutbar ist und  

• Sie vorher persönlich oder telefonisch Ihre Einwilligung zur Offenbarung Ihrer 

Langzeitarbeitslosigkeit an den Arbeitgeber gegeben haben.  

Mit der Unterbreitung des Stellenangebotes erhält der Arbeitgeber Kenntnis über Ihre 

Langzeitarbeitslosigkeit.  

 

 

C. Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales als Ansprechpartner bei 

Fragen rund um den Mindestlohn  

 

Ansprechpartner ist die Geschäfts- und Informationsstelle für den Mindestlohn. Sie berät 

Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer sowie Arbeitgeber zum Thema Mindestlohn.  

Die Mindestlohn-Hotline informiert unter  

• Telefon 030-60 28 00 28  

• E-Mail: info@bmas.bund.de  

• Gebärdensprachtelefon: gebaerdentelefon@sip.bmas.buergerservice-bund.de  

• Internet: www.der-mindestlohn-gilt.de. Hier findet sich auch ein Mindestlohnrechner.  

Die Beratungsstelle ist von Montag bis Donnerstag, 8.00 bis 20.00 Uhr erreichbar. 

 

Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Mindestlohn-Hotline beantworten allgemeine Fragen 

zum Mindestlohn, wobei die individuelle Situation der anrufenden Arbeitgeber und 

Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer berücksichtigt wird. 
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ANLAGE 2: 

 

 
 

 
Landratsamt Ortenaukreis - Postfach 19 60 - 77609 Offenburg 

 
 
 
 

 
 

Öffnungszeiten: Mo. u. Mi. 08:30 - 12:00 Uhr 
                      Do. 13:00 - 18:00 Uhr 
 

Ihr Zeichen:   
Ihre Nachricht vom:   
Unser Zeichen:   
Unsere Nachricht vom:        
 

Bearbeiter:    
Zimmer:   
Telefon:   
Telefax:        
E-Mail:                 
 
 

Datum:   

 
 
 

 

 
  
 
Bescheinigung über das Vorliegen einer Langzeitarbeitslosigkeit im Sinne des Gesetzes zur 
Regelung eines allgemeinen Mindestlohns (MiLoG)  

 

 

 

 

Sehr geehrte/r      , 

 

nach Prüfung Ihrer Angaben bestätigen wir Ihnen, dass Langzeitarbeitslosigkeit nach § 22 

Abs. 4 Satz 1 MiLoG i. V. m. § 18 Abs. 1 SGB III am [aktuelles Datum] vorgelegen hat.  

 

Mit freundlichen Grüßen  
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ANLAGE 3: 

Verfahren zur Prüfung MiLoG und sittenwidriger Löhne    
 

 
 
 

 
 
 
 
  

  
 
  
 
       
                                             
 
 
 
  
                 
     
 

    Dokumentation der Prüfung  
   in der Leistungsakte durch SB 

 
 
 
 
 
        
 
 
 
 
 
 
 

 
 

       
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

Ermittlung des Stundenlohns durch die Leistungssachbearbeitung 

anhand der Angaben im Arbeitsvertrag bzw. durch Anforderung der Einkommensbescheinigung beim Kunden 

 

Kenntnis von Arbeitsaufnahme in 

der Leistungssachbearbeitung 

 Stundenlohn ≥ 9,19 € 

WBA 

mit Einkommensanrechnung 

Stundenlohn < 9,19 € 

Gemeinsame Prüfung durch PAP und SB 

- Ausnahmetatbestände  
- Sittenwidrigkeit  

Ausnahmetatbestand  

gegeben 

kein Ausnahmetatbestand 

gegeben 

> Verstoß gegen MiLoG 

Anspruchsübergang beim 

Arbeitgeber anmelden, 

beziffern und durchsetzen 

durch die Leistung 

Abgabe an Hauptzollamt 

 Dokumentation der Prüfung durch SB 

Dokumentation der Prüfung  

und Ablage in der Leistungsakte  

Verdacht sittenwidriger 

Lohn 

> tatsächlicher Lohn  liegt 

2/3 unter dem 

rechtmäßigen Lohn 
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ANLAGE 4: 
 

Vordruck Prüfung MiLoG und sittenwidriger Löhne  
 

 

AZ.:                  _________________   
      

Name, Vorname:   _________________     geb:    _________________ 
 
 

 
1.) Angaben zur Arbeitstätigkeit: 

 

 Stundenlohn lt. Arbeitsvertrag:             ___________________________ 
 

        Stundenlohn > 9,19 €  -> Prüfung  in Leistungsakte abheften 
         Stundenlohn < 9,19 €  -> Ermittlung der folgenden Angaben: 

 
 Art der Beschäftigung (Bsp. Arbeitnehmerverhältnis, Ausbildung ) 

__________________________ 
 

 Tätigkeitsbezeichnung lt. Arbeitsvertrag :  ___________________________ 
 

 Beschäftigung besteht seit:                        ___________________________ 
 

 Branche des Arbeitgebers:                        ___________________________ 
 

 Tarifzugehörigkeit liegt vor:                        ___________________________ 
 

2.) Prüfung Ausnahmetatbestand: 
2.1 Fällt die Art der Beschäftigung unter eine Ausnahmeregelung? 
(Berufsausbildung, Beschäftigung von Minderjährigen ohne abgeschlossene Berufsausbildung, 

Praktika im Rahmen eines Schulbesuchs/Studiums, Praktika bis zu drei Monaten zur Orientierung für 

eine Ausbildung oder ein Studium, Einstiegsqualifizierungen (EQ), Maßnahmen zur 

Berufsvorbereitung, ehrenamtliche Tätigkeiten) 

 Ja (Ende der Prüfung-> kein Verstoß MiLoG)   Nein (weiter zu 2.2) 
2.2 Wird der Branchenlohn eingehalten? 

 Ja (Ende der Prüfung-> keine Verstoß MiLoG)  Nein (weiter mit 2.4) 
2.3 Liegt der Lohn unter 2/3 des MiLo/Branchenlohns? 

 Ja (Verdacht Sittenwidrigkeit )  Nein (weiter mit 2.5) 
2.4 Beträgt die Dauer der Beschäftigung unter 6 Monate? 

 Ja (weiter mit 2.6)  Nein (Ende der Prüfung-> Verstoß MiLoG) 
2.5 Lag bei dem Kunden zum Zeitpunkt der Einstellung Langzeitarbeitslosigkeit vor? 

 Ja (zunächst keine Verstoß MiLoG, erneute Prüfung nach sechsmonatiger Beschäftigung)  
 Nein (Ende der Prüfung-> Verstoß MiLoG) 

 
 

3.) Umsetzung  
  Bei Prüfergebnis „kein Verstoß MiLoG“ in Leistungsakte abheften 
 
  Bei „Verstoß MiLoG“ Anspruchsübergang nach § 115 SGBX i.V.m. § 33 SGBII geltend machen   
und  Zahlungseingang überwachen 
  Bei Verstoß MiLoG/Verdacht sittenwidriger Lohn, zusätzlich Einschaltung Zoll.  
  Fall ist in Excel-Datei von SGL unter „G:\H SGL\N Listen\Mindestlohn“ zu erfassen. 
 
Datum, Unterschrift  SB / PAP _____________________ 
 

 

 
 
 
 
 

Sachbearbeiter 

PAP/SB 

 

Sachbearbeiter 
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ANLAGE 5: 
 

 
 

 
Landratsamt Ortenaukreis - Postfach 19 60 - 77609 Offenburg 

 
 
 
 

 
 

Öffnungszeiten: Mo. u. Mi. 08:30 - 12:00 Uhr 
                      Do. 13:00 - 18:00 Uhr 
 

Ihr Zeichen:   
Ihre Nachricht vom:   
Unser Zeichen:   
Unsere Nachricht vom:        
 

Bearbeiter:    
Zimmer:   
Telefon:   
Telefax:        
E-Mail:                 
 
 
Datum:   

 
 
 

 

 
Anspruchsübergang nach § 115 Zehntes Buch Sozialgesetzbuch (SGB X) i.V.m. § 33 
Zweites Buch Sozialgesetzbuch (SBG II) und Auskunftsersuchen für Ihren 
Arbeitnehmer      , geb. am       
 
 
Sehr geehrte/r      ,  

 
die/der Obengenannte bezieht laufende Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts 
nach dem SGB II von der Kommunalen Arbeitsförderung Ortenaukreis - Jobcenter. 
 
Nach unseren Unterlagen steht sie/er bei Ihnen seit dem       in einem Arbeitsverhältnis 
als       und erzielt einen Bruttolohn von       € pro Stunde. 
 
Seit dem 1. Januar 2015 gilt in Deutschland ein gesetzlicher Mindestlohn. Ab dem 
01.01.2019 hat jede Arbeitnehmerin und jeder Arbeitnehmer hat Anspruch auf Zahlung eines 
Arbeitsentgelts von mindestens brutto 9,19 Euro je Zeitstunde durch den Arbeitgeber (§ 1 
Mindestlohngesetz (MiLoG)).  
 
Branchenmindestlöhne, die  
 

- nach den Regelungen des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes (AEntG),  
- des Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes (AÜG) und der auf ihrer Grundlage 

erlassenen Rechtsverordnungen festgelegt wurden sowie  
- Branchenmindestlöhne, die auf der Grundlage von nach § 5 des 

Tarifvertragsgesetzes (TVG) für allgemeinverbindlich erklärten Tarifverträgen 
basieren, 
  

haben jedoch Vorrang vor dem gesetzlichen Mindestlohn, soweit sie diesen nicht 
unterschrei-ten. Findet auf ein Arbeitsverhältnis eine der o. g. 
Branchenmindestlohnregelungen Anwendung, ist der dort vorgegebene Mindestlohn 
gegenüber dem gesetzlichen Mindestlohn ausschlaggebend. 
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Zahlt der Arbeitgeber den Mindestlohn ohne Vorliegen einer gesetzlichen 
Ausnahmeregelung nicht und wurden deshalb ergänzend Leistungen nach dem SGB II 
erbracht, geht der Anspruch der Arbeitnehmerin / des Arbeitnehmers bis zur Höhe der 
erbrachten Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhaltes auf die Kommunale 
Arbeitsförderung Ortenaukreis – Jobcenter nach § 33 SGB II i.V.m. § 115 SGB X über. 
 
Die Kommunale Arbeitsförderung Ortenaukreis – Jobcenter ist daher berechtigt, diesen 
Anspruch gegen Sie geltend zu machen und ggf. gerichtlich durchzusetzen. 
 
Der Anspruchsübergang wird nicht dadurch ausgeschlossen, dass der Anspruch nicht 
übertragen, verpfändet oder gepfändet werden kann (§ 115 Abs.2 SGB X). 
 
Um festzustellen, ob und in welcher Höhe Entgeltansprüche auf die Kommunale 
Arbeitsförderung Ortenaukreis – Jobcenter übergegangen sind, werden Sie hiermit 
aufgefordert, binnen 4 Wochen nach Zugang dieses Schreibens folgende Nachweise 
zuzusenden: 
  

- Verdienstabrechnungen für Ihren Arbeitnehmer ab        
- Angaben zur geleisteten Stundenzahl des Arbeitnehmers 

(wöchentlich/monatlich) und Mitteilung, ob es sich um ein 
versicherungspflichtiges Arbeitsverhältnis handelt 

- Angaben zum Stundenlohn Ihres Arbeitnehmers 
- Art der Tätigkeit und Einsatzorte Ihres Arbeitnehmers  
- Angaben zu den überwiegenden Tätigkeiten/Leistungen, die von Ihrem Betrieb / 

Ihrer Betriebsabteilung erbracht werden (Branchenzugehörigkeit) 
- Angaben, ob bereits ein speziellerer Tarifvertrag für Ihren Bereich Gültigkeit hat 

 
 

Als Termin merke ich mir den       vor.  
 

Zu dieser Auskunft sind Sie gemäß § 60 Abs.3 SGB II verpflichtet. Wir weisen darauf 
hin, dass die Nichterteilung der Auskunft eine Ordnungswidrigkeit gem. § 63 Abs. 1 
Nr. 4 SGB II darstellt. 
 
Nach Prüfung Ihrer vorgelegten Unterlagen werden wir die Höhe der übergegangenen 
Ansprüche beziffern und von Ihnen fordern. Sollten Sie diese nicht zahlen, behalten wir uns 
vor, Ansprüche arbeitsgerichtlich geltend zu machen. 
 
 
Mit freundlichen Grüßen  
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ANLAGE 6: 
 

 
 

 
Landratsamt Ortenaukreis - Postfach 19 60 - 77609 Offenburg 

 
 
 
 

 
 

Öffnungszeiten: Mo. u. Mi. 08:30 - 12:00 Uhr 
                      Do. 13:00 - 18:00 Uhr 
 

Ihr Zeichen:   
Ihre Nachricht vom:   
Unser Zeichen:   
Unsere Nachricht vom:        
 

Bearbeiter:    
Zimmer:    
Telefon:   
Telefax:        
E-Mail:                 
 
 

Datum:   

 
 
 

 

Anspruchsübergang nach § 115 Zehntes Buch Sozialgesetzbuch (SGB X) i.V.m. § 33 
Zweites Buch Sozialgesetzbuch (SGB II) für Ihre/n Arbeitnehmer/in,       
 
Zahlungsaufforderung  
 
 
Sehr geehrte/r      , 
 
gegen die Firma      , vertreten durch Sie als Inhaberin, wird ein auf die Kommunale 
Arbeitsförderung Ortenaukreis – Jobcenter übergegangener Entgeltanspruch nach § 115 
SGB X i.V.m. § 33 SGB II für Ihre/n o.a. Arbeitnehmer/in wie folgt festgesetzt: 
 
Zeitraum:        
 
Summe:       
 
Ihre Zahlung in der vorstehend genannten Höhe leisten Sie bitte bis spätestens       
ausschließlich unter Angabe des Buchungszeichens        an die folgende Bankverbindung: 
 
 
I. Sachverhalt  
 
Frau/Herr       erhält von der Kommunalen Arbeitsförderung Ortenaukreis - Jobcenter seit 
dem       Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts nach dem SGB II. Seit dem 
      ist sie/er bei Ihnen als       beschäftigt. Nach der vorliegenden Lohnabrechnungen 
beträgt die monatliche Vergütung       € für eine Arbeitszeit von       Stunden 
(wöchentlich       Stunden). Daraus ergibt sich ein Stundenlohn von       €.  
 
Der Mindestlohn / ortsübliche Stundenlohn beträgt       €. Ich verweise auf meine 
Übergangsanzeige vom      .  
 
 
II. Rechtliche Würdigung 
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Nach der Regelung des § 33 Abs. 5 SGB II i. V. m. § 115 SGB X gehen unerfüllte 
Entgeltansprüche eines Arbeitnehmers gegen den Arbeitgeber auf den Sozialleistungsträger 
im Falle eines Verstoßes gegen das Mindestlohngesetz in der Höhe der deswegen höher 
erbrachten Sozialleistungen über. 
 
Seit dem 1. Januar 2015 gilt in Deutschland ein gesetzlicher Mindestlohn. Ab dem 
01.01.2019 hat jede Arbeitnehmerin und jeder Arbeitnehmer Anspruch auf Zahlung eines 
Arbeitsentgelts von mindestens brutto 9,19 Euro je Zeitstunde durch den Arbeitgeber (§ 1 
Mindestlohngesetz (MiLoG)). Findet auf ein Arbeitsverhältnis eine 
Branchenmindestlohnregelung Anwendung, ist der dort vorgegebene Mindestlohn 
gegenüber dem gesetzlichen Mindestlohn ausschlaggebend. 
 
Zahlt der Arbeitgeber den Mindestlohn ohne Vorliegen einer gesetzlichen 
Ausnahmeregelung nicht und wurden deshalb ergänzend Leistungen nach dem SGB II 
erbracht, geht der Anspruch der Arbeitnehmerin / des Arbeitnehmers bis zur Höhe der 
erbrachten Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhaltes nach § 33 SGB II i.V.m. § 115 
SGB X auf die Kommunale Arbeitsförderung Ortenaukreis - Jobcenter über. 
 
Der Anspruch des o.a. Arbeitnehmers auf den Mindestlohn / ortsüblichen Lohn betrug im 
vorstehend genannten Zeitraum       € je Stunde. Daraus ergäbe sich eine Vergütung in 
Höhe von       €. 
   
Tatsächlich gezahlt wurden       €. Das liegt unter dem Mindestlohn in Höhe von 9,19 €, so 
dass ein Verstoß gegen das MiLoG vorliegt. / Das entspricht lediglich       % des 
ortsüblichen Lohnes, so dass die Vergütungsvereinbarung sittenwidrig ist. 
 
Die Kommunale Arbeitsförderung Ortenaukreis - Jobcenter hat Grundsicherungsleistungen 
nach dem SGB II erbracht, welche nicht bzw. geringer hätten erbracht werden müssen, wenn 
der Mindestlohn / die Vergütung vollständig in ortsüblicher Höhe gezahlt worden wäre.  
 
Es werden daher Entgeltansprüche für den Zeitraum vom       bis       in Höhe von 
insgesamt       € geltend gemacht. 
 
Der Anspruch auf die Vergütung geht nicht in Höhe der vollen monatlichen Lohndifferenz 
auf die Kommunale Arbeitsförderung Ortenaukreis - Jobcenter über, sondern nur in der 
Höhe, in welcher bei Zahlung des Mindestlohnes / ortsüblicher Lohnzahlung weniger 
Grundsicherungsleistungen nach dem SGB II gezahlt worden wären.  
 
Die Berechnung der Forderungshöhe ergibt sich aus der in der Anlage 1 erstellten Berech-
nungstabelle. 
 
Sie sind gleichzeitig verpflichtet, berichtigte Einkommensbescheinigungen zu erstellen. Bitte 
senden Sie uns diese zu. 
 
Mit freundlichen Grüßen  
 


